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(Nr. 9206.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung von Anforderungen für Volksſchulen. Vom 
26. Mai 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ve. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, über 
die Feſtſtellung von Anforderungen für Volksſchulen, was folgt: 


b. 1. 


Unter Volksſchulen im Sinne dieſes Geſetzes ſind diejenigen öffentlichen 
Schuleinrichtungen zu verſtehen, welche zur Erfuͤllung der allgemeinen Schul— 
pflicht dienen. N 


68, 


Werden von den Schulaufſichtsbehörden für eine Volksſchule Anforderungen 
Elan welche durch neue oder erhöhte Leiſtungen der zur Unterhaltung der 
chule Verpflichteten (Gemeinden, Gutsbezirke, Schulgemeinden, Schulſozietäten, 
Schulkommunen u. ſ. w. und dritte, ſtatt derſelben oder neben denſelben Ver— 
pflichtete) zu gewähren find, fo wird in Ermangelung des Einverſtändniſſes der 
Verpflichteten die zu gewährende Anforderung, ſoweit ſolche innerhalb der geſetzlichen 
Zuſtändigkeit nach dem Ermeſſen der Verwaltungsbehörden zu beſtimmen iſt, bei 
Landſchulen durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes, bei Stadtſchulen durch Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes, insbeſondere mit Rückſicht auf das Bedürfniß der Schule 
und auf die Leiſtungsfähigkeit der Verpflichteten feſtgeſtellt. 
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. : 

Die Einleitung des Beſchlußverfahrens erfolgt auf Antrag der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde. 

Gegen die Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes beziehungsweiſe Bezirksausſchuſſes ift - 
binnen einer Friſt von zwei Wochen nur die Beſchwerde an den Provinzialrath 
zuläſſig. 

Die zuſtändige Behörde kann zur Vervollſtändigung der Beſchwerde eine 
angemeſſene Nachfriſt gewähren. Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. 

Die Vorſchrift des zweiten Abſatzes findet auf die Hohenzollernſchen Lande 
keine Anwendung. Die Beſchlußfaſſung des Bezirksausſchuſſes in den Hohen— 
zollernſchen Landen bezüglich der Stadtſchulen iſt endgiltig. 


$. 4. 

In den Provinzen Schleswig-Holſtein, Weſtfalen und in der Rheinprovinz 
tritt bis zu dem in dem F. 155 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) bezeichneten Zeitpunkte an die 
Stelle des im §. 2 erwähnten Kreisausſchuſſes und Bezirksausſchuſſes in Stadtkreiſen 
die Gemeindevertretung, im Uebrigen die Kreisſchulkommiſſion. 

Letztere beſteht aus dem Landrath als Vorſitzendem und ſechs von der 
Kreisvertretung aus der Zahl der Kreisangehörigen nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit auf die Dauer von ſechs Jahren zu erwählenden Mitgliedern. 

In der Beſchwerdeinſtanz beſchließt an Stelle des Provinzialraths — §. 2 — 
die Provinzialſchulkommiſſion. 

Dieſelbe beſteht aus dem Oberpräſidenten als Vorſitzendem und ſechs von 
dem Provinziallandtag aus den Angehörigen der Provinz nach abſoluter Stimmen- 
mehrheit auf die Dauer von ſechs Jahren zu erwählenden Mitgliedern. 

Von der Mitgliedſchaft in der Kreis- und Provinzialſchulkommiſſion aus⸗ 
geſchloſſen ſind Geiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer. 

Für die Wählbarkeit zum Mitgliede der Kreisſchulkommiſſion und der Pro⸗ 
vinzialſchulkommiſſion gelten im Uebrigen die Vorſchriften der SS. 17 und 18 
der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 (Geſetz Samml. S. 335). 

Für das Verfahren finden die Beſtimmungen des III. Titels 1. und 3. Ab⸗ 
ſchnitt des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetz-Samml. S. 195) entſprechende Anwendung. 


$. 5. 

Auf Schulbauſachen im Sinne des . 47 Abſatz 1 des Geſetzes über die 
Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 
1883 (Geſetz-Samml. S. 237) findet dies Geſetz keine Anwendung. 

Auch bleiben die Vorſchriften des Geſetzes vom 6. Juli 1885, betreffend 
die Penſionirung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 
(Geſetz-Samml. S. 298), unberührt. 
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$. 6. 
Für die Provinz Poſen bewendet es bei den beftehenden Beſtimmungen. 


$. 7. 


Der Miniſter des Innern und der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts 
und Medizinal-Angelegenheiten ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. Mai 1887. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellen dorff. 


(Nr. 9207.) Vertrag zwiſchen Preußen und Waldeck, betreffend die Fortführung der Ver⸗ 
waltung der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont durch Preußen. Vom 
2. März 1887. 


an Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Durch⸗ 
laucht der Fürſt zu Waldeck und Pyrmont, von dem Wunſche geleitet, den 
Fürſtenthümern Waldeck und Pyrmont auch fernerhin eine Erleichterung der ihnen 
durch ihre Zugehörigkeit zum Deutſchen Reiche auferlegten Laſten zu verſchaffen, 
haben beſchloſſen, zu dieſem Behufe an Stelle des am 31. Dezember 1887 
ablaufenden Vertrages vom 24. November 1877 einen neuen Vertrag abzuſchließen 
und demgemäß bevollmächtigt: \ 
Seine Majeftät der Deutſche Kaifer, König von Preußen: 
den Geheimen Finanzrath Paul Lehnert und 
den Legationsrath Walter Freiherrn v. Wangenheim; 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Waldeck und Pyrmont: 
den Landesdirektor der Fürſtenthümer, Johannes v. Saldern und 
den Kabinetsrath Ferdinand Freiherrn v. Wintzingerode, 


welche nach Austauſch ihrer gut und richtig befundenen Vollmachten ſich über 
nachſtehende Artikel geeinigt haben: 
(Nr. 92069207.) 
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Artikel 1. 


Preußen führt die von ihm übernommene innere Verwaltung der Fürſten⸗ 
thümer Waldeck und Pyrmont fort. 

Ausgeſchloſſen und ſomit Seiner Durchlaucht dem Fürſten vorbehalten 
bleibt diejenige Verwaltung, welche dem Fürſtlichen Konſiſtorium in ſeiner Eigen— 
ſchaft als Oberkirchenbehörde zuſteht. 


Artikel 2. 


Die Verwaltung wird Namens Seiner Durchlaucht des Fürſten in Ueber— 
einſtimmung mit der Verfaſſung und den Geſetzen der Fürſtenthümer geführt. 


Artikel 3. 


Preußen bezieht die geſammten Landeseinnahmen der Fürſtenthümer und 
beſtreitet die ſämmtlichen Landesausgaben mit Ausſchluß der Ausgaben für das 
Konſiſtorium in deſſen Eigenſchaft als Oberkirchenbehörde. Dieſe letzteren Ausgaben 
werden für die Dauer des Vertrages von Seiner Durchlaucht dem Fürſten 
beſtritten. 

Artikel 4. 


Seine Majeſtät der König von Preußen übt bezüglich der inneren Ver— 
waltung der Fürſtenthümer die volle Staatsgewalt, wie ſie Seiner Durchlaucht 
dem Fürſten verfaſſungsmäßig zuſteht. Letzterem bleibt jedoch das Begnadigungs— 
recht in den verfaſſungsmäßigen und geſetzmäßigen Grenzen, ſowie das Recht der 
Zuſtimmung zu Verfaſſungsänderungen und Geſetzen, inſoweit ſie nicht die Orga— 
niſation der Juſtiz- und Verwaltungsbehörden (Artikel 6) betreffen, vorbehalten. 


Artikel 5. 


An der Spitze der Verwaltung der Fürſtenthümer ſteht ein von Seiner 
Majeftät dem Könige zu ernennender Landesdirektor, welcher die verfaſſungsmäßig 
der Landesregierung obliegende Verantwortlichkeit übernimmt. 


Artikel 6. 


Preußen iſt berechtigt, die Juſtiz- und Verwaltungsbehörden nach eigenem 
Ermeſſen anderweitig zu organiſiren. Die Befugniſſe der Behörden höherer 
Inſtanzen können Preußiſchen Behörden übertragen werden. 


Artikel 7. 


Die ſämmtlichen Staatsbeamten werden von Preußen ernannt und leiſten 
Seiner Majeſtät dem Könige den Dienſteid. Sie haben, einſchließlich des Landes— 
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direktors, die Verfaſſung der Fürſtenthümer gewiſſenhaft zu beobachten und deren 
genaue Einhaltung ausdrücklich zu geloben. 

In den Dienſteid des Landesdirektors wird das Gelöbniß aufgenommen, in. 
Bezug auf die Seiner Durchlaucht dem Fürſten in den Artikeln 4 und 8 dieſes 
Vertrages vorbehaltenen Rechte Höchſtdemſelben treu und gehorſam zu ſein. 

N Die Uebernahme eines Waldeckiſchen Beamten in den Preußiſchen Staats— 
dienſt oder eines Preußiſchen Beamten in den Waldeckiſchen Staatsdienſt wird als 
Verſetzung innerhalb desjenigen Staates behandelt, in deſſen Dienſt der Beamte 
übernommen wird. 

Bei Feſtſtellung des Dienſtalters und bei Berechnung der Dienſtzeit der 
Beamten werden denſelben die von ihnen in dieſer Hinſicht in dem anderen Staate 
bereits erworbenen Anſprüche voll in Anrechnung gebracht. 


Artikel 8. 


Seine Durchlaucht der Fürſt übt die Ihm verbleibende Vertretung des 
Staates nach Außen durch den Landesdirektor und unter deſſen Verantwortlichkeit. 
Die entſtehenden Koſten werden, wie bisher, aus der Landeskaſſe beſtritten. 


Artikel 9. 


Die Verwaltung des in dem e vom 16. Juli 1853 x. bezeichneten 
Domanialvermögens ſteht Seiner Durchlaucht dem Fürſten zu. Für dieſe Ver⸗ 
waltung findet eine Mitbenutzung der Landesdienſtſtellen nicht ſtatt. 

Die Erträgniſſe des Domanialvermögens verbleiben Seiner Durchlaucht 
em Fürſten. 

Einen Geldbeitrag zu den Landesausgaben leiſtet das Domanium nicht , 
ebenſowenig wird aber auch für den Unterhalt Seiner Durchlaucht des Fürſten 
und des Fürftlichen Hauſes oder zu Reparatur- oder Neubauten Fürſtlicher Schlöffer 
oder für das Konſiſtorium als Oberkirchenbehörde ein Zuſchuß aus Landesmitteln 
gewährt. 

Im Uebrigen werden die den Ständen der Fürſtenthümer hinſichtlich des 
Domanialvermögens rezeßmäßig zuſtehenden Rechte durch die gegenwärtige Ueber— 
einkunft nicht berührt. 

Seine Durchlaucht der Fürſt verzichtet auf alle Zuſchüſſe, welche Er für die 
Zeit vom 1. Januar 1878 bis zum 31. Dezember 1887 nach dem Vertrage vom 
24. November 1877 aus Landesmitteln für Sich und Sein Haus oder zu Schloß— 
bauten 2. zu fordern berechtigt fein würde. Andererſeits wird auf alle Geld- 
beiträge verzichtet, welche auf Grund des vorerwähnten Vertrages für die gedachte 
Zeit aus den Domanialeinkünften zu Landesausgaben zu beanſpruchen ſein würden. 
Es bleiben alſo aus der erwähnten Zeit keinerlei Forderungen beſtehen, welche von 
dem einen Theil gegen den anderen auf Grund des Vertrages vom 24. November 
1877 noch geltend zu machen wären. 
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Artikel 10. 


f Gegenwärtige Uebereinkunft tritt vom 1. Januar 1888 ab in Kraft und gilt 
ſo lange, als ſie nicht von Seiner Majeſtät dem Kaiſer und Könige oder Seiner 
Durchlaucht dem Fürſten gekündigt wird. Die Kündigung muß mindeſtens zwei 
Jahre vor der beabſichtigten Auflöſung des Vertrages, welche jedoch nicht vor dem 
1. Januar 1898 erfolgen darf, erklärt werden. 


Artikel 11. 


Gegenwärtige Uebereinkunft ſoll ratifizirt und der Austauſch der Ratififations- 
Urkunden nach erfolgter Zuſtimmung der beiderſeitigen Landesvertretungen ſobald 
als möglich in Berlin bewirkt werden. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet 
und unterſiegelt. 


Berlin, den 2. März 1887. 


(. S.) Paul Lehnert. 

(L. S.) Walter Freiherr v. Wangenheim. 

(L. S.) Johannes v. Saldern. 

(. S.) Ferdinand Freiherr v. Wintzingerode. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und es hat der Austauſch der 
Ratifikations⸗Urkunden ſtattgefunden. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


